
Tenor 

1. Art. 39 EG ist dahin auszulegen, dass bei der Bewertung der 
Gleichwertigkeit von Ausbildungen, die auf einen Antrag hin er­
folgt, unmittelbar in den Vorbereitungsdienst für die juristischen 
Berufe aufgenommen zu werden, ohne die hierfür vorgesehenen 
Prüfungen abzulegen, die Kenntnisse als Maßstab heranzuziehen 
sind, die durch die Qualifikation bescheinigt werden, die in dem 
Mitgliedstaat verlangt wird, in dem der Bewerber die Aufnahme in 
den Vorbereitungsdienst beantragt. 

2. Art. 39 EG ist dahin auszulegen, dass er als solcher nicht gebietet, 
dass die Behörden eines Mitgliedstaats bei der Prüfung des An­
trags eines Staatsangehörigen eines anderen Mitgliedstaats auf 
Zulassung zu einem praktischen Ausbildungsabschnitt, der — 
wie der Vorbereitungsdienst — Voraussetzung für die spätere Aus­
übung eines reglementierten juristischen Berufs ist, im Rahmen der 
nach dem Gemeinschaftsrecht verlangten Gleichwertigkeitsprüfung 
niedrigere Anforderungen an die juristischen Kenntnisse des Be­
werbers stellen als diejenigen, die mit der Qualifikation bescheinigt 
werden, die in diesem Mitgliedstaat für den Zugang zu diesem 
praktischen Ausbildungsabschnitt verlangt wird. Jedoch steht zum 
einen Art. 39 EG einer Lockerung der Anforderungen nicht ent­
gegen, und zum anderen darf die Möglichkeit einer teilweisen 
Anerkennung von Kenntnissen, die durch vom Betroffenen nach­
gewiesene Qualifikationen bescheinigt werden, in der Praxis nicht 
lediglich fiktiv bleiben, was zu überprüfen Sache des vorlegenden 
Gerichts ist. 

( 1 ) ABl. C 260 vom 11.10.2008. 
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Tenor 

Art. 11 der Richtlinie 85/374/EWG des Rates vom 25. Juli 1985 
zur Angleichung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mit­
gliedstaaten über die Haftung für fehlerhafte Produkte ist dahin aus­
zulegen, dass er einer nationalen Regelung, die während eines gericht­
lichen Verfahrens einen Beklagtenwechsel zulässt, entgegensteht, soweit 
sie so angewandt wird, dass ein Hersteller im Sinne von Art. 3 der 
Richtlinie nach Ablauf der in dieser Vorschrift vorgesehenen Frist als 
Beklagter in einem während dieser Frist gegen eine andere Person 
eingeleiteten gerichtlichen Verfahren in Anspruch genommen werden 
kann. 

Jedoch ist Art. 11 der Richtlinie 85/374 einerseits so auszulegen, dass 
das nationale Gericht in Fällen, in denen es feststellt, dass tatsächlich 
der Hersteller des fraglichen Produkts bestimmt hat, dass es in den 
Verkehr gebracht wird, nicht durch diese Vorschrift daran gehindert ist, 
in dem Gerichtsverfahren, das innerhalb der in dieser Vorschrift ge­
nannten Frist gegen die hundertprozentige Tochtergesellschaft des Her­
stellers im Sinne von Art. 3 Abs. 1 der Richtlinie eingeleitet worden 
ist, davon auszugehen, dass diese Tochtergesellschaft durch diesen Her­
steller ersetzt werden kann. 

Andererseits ist Art. 3 Abs. 3 der Richtlinie 85/374 so auszulegen, 
dass in den Fällen, in denen der durch ein als fehlerhaft angesehenes 
Produkt Geschädigte den Hersteller dieses Produkts bei verständiger 
Betrachtung nicht feststellen konnte, bevor er seine Ansprüche gegen­
über seinem Lieferanten geltend machte, dieser Lieferant namentlich für 
die Zwecke des Art. 11 der Richtlinie als „Hersteller“ zu behandeln ist, 
wenn er dem Geschädigten nicht von sich aus und ohne Säumen den 
Hersteller oder seinen eigenen Lieferanten benannt hat, was das na­
tionale Gericht unter Berücksichtigung der konkreten Umstände zu 
prüfen hat. 

( 1 ) ABl. C 260 vom 11.10.2008.
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